
NEIN ZU TARIFFLUCHT UND DUMPING-LÖHNEN BEI REAL: 2015 gingen dafür sehr viele Beschäftigte – wie hier in Düsseldorf – auf die Straße, 
nachdem das Unternehmen zum ersten Mal die Tarifbindung aufgekündigt hatte. Mit dem Zukunftstarifvertrag gelang im Folgejahr die 
Tarifrückkehr. 2017 stand dann auch die Forderung nach allgemeinverbindlichen Tarifverträgen im Mittelpunkt. Das ist heute aktueller 
denn je. � FOTO: DIETRICH HACKENBERG
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Mehr tariflose und tarifflüchtige 
Unternehmen als bisher müssen 

in den nächsten Monaten mit überra­
schenden Streiks und anderen Aktionen 
rechnen. Außerhalb der regulären Entgelt­
runden, die erst 2019 wieder anstehen, 
will ver.di schon jetzt deutliche Signale 
für den Erhalt der Flächentarifverträge 
im Handel und gegen Tarifflucht setzen. 

Geplant sind u.a. regionale Schwerpunkt­
streiks und Kundgebungen, in die neben 
Obi und Amazon von Fall zu Fall auch 
andere Betriebe einbezogen werden. 
Kandidaten sind neben Adler, Karstadt 
Sports, Karstadt Feinkost, Dehner, Por­
ta, TKMaxx und Wöhrl auch einige pri­
vate Edeka-Center sowie Logistikzentren 
anderer Firmen. 

Ziel sind Anerkennungstarifverträge 
zur Branche, so wie in der Vergangenheit 
zum Beispiel bei Esprit und Ikea. »Tarif­
politische Ruhe erhalten die Unterneh­
men durch Tarifbindung und Friedens­
pflicht«, lautet die klare ver.di-Ansage. 
Ohne Tarife, die existenzsichernd sind, 
ist auf Dauer mit Unruhe und starker öf­
fentlicher Kritik zu rechnen. So ist es vor 
und nach Ostern bei Amazon Bad Hers­
feld, Leipzig, Graben und anderen Stand­

orten zu Streiks gekommen, im März hat­
ten sich hunderte Beschäftigte an Arbeits­
niederlegungen in Rheinberg und Werne 
(beide NRW) beteiligt. T-Shirt-Aktionen 
mit der Forderung 100% Tarif hat ver.di 
Anfang Februar bei OBI in Sachsen-An­
halt, Thüringen und Sachsen gestartet. 

»Tarifflucht ist der völlig 
falsche Weg«

Die Ende März angekündigte Tarifflucht 
der SB-Warenhäuser real könnte dem 
Kampf gegen die Unterhöhlung der Flä­
chentarifverträge noch mehr Intensität 
verleihen. Bei Neueinstellungen plant 
die Unternehmensleitung der Metro-
Tochter um bis zu 800 Euro abgesenkte 
Einkommen. Und das geht alle an, denn 
real will sich auf Kosten der Belegschaf­
ten einen enormen Vorteil im Verdrän­
gungswettbewerb verschaffen. Die 
Folge: Ein unmittelbarer Druck auf das 
Tarifniveau im Handel, wenn nicht ge­
gengehalten wird.

»Wir stellen uns auf eine harte Aus­
einandersetzung in diesem Generalkon­
flikt ein«, so ver.di-Bundesvorstandsmit­
glied Stefanie Nutzenberger. »Zusammen 

mit den Beschäftigten werden wir uns 
weiter für die Tarifbindung bei real ein­
setzen – mit Löhnen, Gehältern und 
Arbeitsbedingungen, die zum Leben rei­
chen.« Auch Werner Klockhaus, Konzern­
betriebsratsvorsitzender der Metro und 
Gesamtbetriebsratsvorsitzender von real 
hat sich entschieden gegen Dumping-Ta­
rifverträge ausgesprochen. »Tarifflucht 
ist der völlig falsche Weg. Alle unsere 
Kolleginnen und Kollegen brauchen Ta­
rifentgelte, die zum Leben reichen.« 
Beide plädieren nachdrücklich dafür, dass 
die Politik die Tarifverträge im Handel 
endlich für allgemeinverbindlich erklärt. 

Zur Erinnerung: ver.di und real hatten 
vor knapp zwei Jahren einen »Zukunftsta­
rifvertrag« abgeschlossen. Dieser sah 
Beschäftigungs- und Standortsicherung 
sowie eine Investitionszusage von 1 Mil­
liarde Euro vor. Dagegen stand der Ver­
zicht auf Entgelterhöhungen bis 2018 
und eine Kürzung der Sonderzahlungen 
2017 bis 2019. Für ver.di-Mitglieder 
wurde eine Vorteilsregelung vereinbart. 
Gleichzeitig verpflichteten sich beide 
Seiten, über eine neue Entgeltstruktur 
zu verhandeln.
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Mehr Widerstand 
gegen Armutstarife

Was bei real gerade pas­
siert, ist nicht allein Sa­
che der 34.000 Beschäf­
tigten. Das geht uns 
alle an, im Handel und 
in der Gesellschaft: Die 
Konzernleitung der Me­
tro will dort bis zu 40 Prozent nied­
rigere Armutstarife durchdrücken und 
spricht zynisch von »moderneren und 
flexibleren« Kostenstrukturen. Zu La­
sten der Belegschaften soll real ein 
riesiger Vorteil im Verdrängungswett­
bewerb der Branche verschafft werden. 
Solch ein Deal war und ist mit ver.di 
nicht zu machen. Wir kämpfen weiter 
für Tarifeinkommen, die zum Leben 
reichen und stellen uns auf harte Aus­
einandersetzungen ein. 
Über einen eigenen Arbeitgeberver­
band und den Verein DHV, ehemals 
Deutscher Handlungsgehilfen-Ver­
band, will real jetzt versuchen, den 
Weg hin zu Billiglöhnen einzuschlagen. 
Das ist hochgradig verantwortungslos 
und muss bekämpft werden. Gesell­
schaft und Politik müssen entscheiden, 
ob Geschäftsmodelle, die auf Lohndum­
ping und Altersarmut der Beschäf­
tigten aufbauen, in Deutschland mög­
lich sein sollen. Es wird höchste Zeit, 
die Allgemeinverbindlichkeit unserer 
Tarifverträge im Handel zu erklären.

S T E F A N I E  N U T Z E N B E R G E R
ver.di-Bundesvorstandsmitglied  

für den HandelFortsetzung auf Seite 2

Nach nur zwei Monaten war es ge­
schafft: ver.di und Primark haben 

am 22. März 2018 den allerersten Ge­
sundheitstarifvertrag im Einzel-, Ver­
sand- und Onlinehandel abgeschlossen. 
Der Vertrag ist »zukunftsorientiert und 
richtungsweisend weit über die Branche 
hinaus«, heißt es in einer gemeinsamen 
Presseerklärung. Vor allem nutzt die 
Vereinbarung ganz wesentlich den Be­
schäftigten – die Führungskräfte einge­
schlossen. 

Ziel des Tarifvertrages ist es, Führungs­
kräfte im Bereich von Maßnahmen zu 
qualifizieren, die die Gesundheit der 
Beschäftigten berücksichtigt und fördert. 
»Ein Gesundheitstarifvertrag, der die 
Arbeitsorganisation in diesem Bereich 
auf die verschiedenen Lebensphasen 

abstimmt, wirkt sich unmittelbar auf die 
Lebensqualität aller Primark-Beschäftig­
ten aus«, betont ver.di-Vorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger.

Vorteile erkannt

Als erstes Handelsunternehmen hat Pri­
mark die Vorteile gesundheitsfördernder 
Führung erkannt und gemeinsam mit 
ver.di tarifliche Standards für die Quali­
fizierung festgeschrieben. Finanzielle 
Unterstützung kommt im Rahmen der 
Initiative »weiter bilden« u.a. vom Bun­
desministerium für Arbeit und Soziales. 

Die Weiterbildungsmaßnahmen sollen 
Mitte des Jahres zunächst in den Pilot-
Stores Essen, Dortmund, Hannover und 
der Filiale auf der Frankfurter Zeil begin­
nen, bevor die Führungskräfte aller Filia­
len geschult werden. Die Betriebsräte 
und der Gesamtbetriebsrat werden in­
formiert und an der Umsetzung betei­
ligt. Auch Informationstreffen der Be­
schäftigten während der Arbeitszeit 
wollen die Tarifvertragsparteien durch­
führen.

Es geht u.a. darum, wie Instrumente 
guter Führungskommunikation im Alltag 
verankert werden können. Beim Modul 

»Motivation« wiederum steht im Mit­
telpunkt, welche Faktoren in der Arbeit 
demotivieren bzw. motivieren und wel­
che Leistungsanreize möglich sind.

Qualifizierungsoffensive 

Konfliktursachen verstehen und Kon­
flikte konstruktiv lösen, das ist ein 
Hauptanliegen beim Thema »Konflikt­
management«. Und schließlich geht 
es beim vierten Modul um die Vielfalt 
in der Belegschaft und im Team – be­
zogen auf Alter, Geschlecht, Herkunft, 
Sexualität, Religion und eventuelle 
Behinderung. Hier sollen Herausforde­
rungen, aber auch Chancen für das 
Verhalten der Führungskräfte disku­
tiert werden. � A H A� FOTO: HAMANN

V E R . D I - A B S C H L U S S  M I T  P R I M A R K  A L S  P R E M I E R E  I M  H A N D E L

Der erste Gesundheitstarifvertrag



Immer wieder ist es in den letzten Mo­
naten zu Protesten gegen die beab­

sichtigte Schließung des H&M-Lager­
standorts in Großostheim (Landkreis 
Aschaffenburg) gekommen. Das Foto 
zeigt eine Streikkundgebung am 22. 
März, bei der erneut ein Tarifvertrag zur 
Beschäftigungssicherung gefordert wur­
de, den H&M jedoch ablehnt. Als Schlie­
ßungstermin gilt bisher der 30. Juni 
2018. Peter König von ver.di kritisiert es 
als zynisch, dass H&M allen über 300 
Mitarbeitern bisher nur die Weiterbe­
schäftigung im weit entfernten Hamburg 

und einmalig 2.500 Euro Brutto ange­
boten hat. Viele sind über 50 Jahre alt, 
mit fast 70 Prozent ist der weibliche 
Anteil sehr hoch. Empörung hat es auch 
hervorgerufen, dass ein von knapp 3.000 
Menschen unterstütztes Schreiben an 
den obersten H&M-Chef nur mit einem 
englischsprachigen Standardschreiben 
und ohne jede Anteilnahme beantwortet 
worden ist. Unterschrieben hatten den 
Brief, in dem der Fortbestand des Lagers 
und Jobgarantien gefordert werden, u.a. 
Beschäftigte von H&M, Adler, Kaufland, 
Kaufhof und BayWa.�  A H A

H&M-Streik für Arbeitsplätze
L A G E R  G R O S S O S T H E I M

Eine klare Ansage� FOTO: VER.DI

Derzeit geht es allerdings in etlichen 
Handelsbetrieben darum, über­

haupt erst einmal demokratische und 
vom Arbeitgeber unbeeinflusste Be­
triebsratswahlen möglich zu machen. 
Ein unrühmliches Beispiel liefert etwa 
der Textilfilialist Zara: Auf vielfältige 
Weise versuchte der Arbeitgeber, sich 
in die Vorberei­
tungen der Wahlen 
einzumischen, wie 
Damiano Quinto, 
ver.di-Betreuungs­
sekretär im Bundes­
fachbereich Han­
del, regelmäßig von 
den Kolleg/innen 
vor Ort zu hören 
bekommt. »Da lehnte der Arbeitgeber 
beispielsweise die zulässige Schulung 
des Wahlvorstandes ab. In einem ande­
ren Fall wollten Führungskräfte dem 
Wahlvorstand vorschreiben, wo sie die 
Wahlausschreibung hinhängen sollten.« 
Oder – ganz besonders knickerig – der 
Arbeitgeber verwehrte Wahlvorständen 
das Geld für den Versand von Brief­
wahlunterlagen. »Natürlich muss Zara 
das Porto später erstatten, aber für nor­

male Beschäftigte ist es keine Kleinig­
keit, etliche Euros für die nötigen Ein­
wurfeinschreiben auszulegen«, sagt 
Damiano Quinto.

In einem Flyer hat der ver.di-Sekretär 
den Zara-Beschäftigten kürzlich nochmals 
nach Kräften Mut gemacht, ihr Wahlrecht 
zu nutzen und ver.di-Mitglied zu werden. 

»Gerade in der der­
zeit angespannten 
Situation sind vom 
Arbeitgeber unab­
hängige Betriebs­
räte bei Zara sehr 
wichtig«, heißt es 
dort. »Nur sie set­
zen sich uneinge­
schränkt für die 

Interessen der Belegschaft ein.« Prob­
leme gibt es bei der Textilkette des spa­
nischen Inditex-Konzerns reichlich: So 
werden Lagerkapazitäten und Verkaufs­
tätigkeiten ausgelagert, Arbeitsplätze 
abgebaut oder an billigere Leiharbeits­
kräfte vergeben. Außerdem werden 
Arbeitszeitpläne nicht eingehalten, und 
bei der Reinigung »spart« der Arbeit­
geber am Personal, so dass die Zustän­
de in den Filialen zum Teil unhaltbar sind.

Zara mischt zuviel mit
M A S S I V E  E I N F L U S S N A H M E  D E S  A R B E I T G E B E R S

Harte JAV-Wahl 

Legale Wahlen behindern, Ergebnisse 
anzweifeln, Kostenübernahmen ver­

weigern – das alles spielte sich rund um 
die Wahlen der Jugend- und Auszubil­
dendenvertretung (JAV) bei Netto in der 
Region Hodenhagen/Ganderkesee in 
Niedersachsen im vergangenen Jahr ab. 
Seit Dezember 2017 ist die JAV nun im 
Amt. Zunächst hatte der Arbeitgeber die 
Wahlvorbereitung behindert, wo es nur 
ging, und so dauerte es fast ein Jahr bis 
zur Konstituierung der JAV. Netto ver­
wehrte anfangs auch die Kostenüber­
nahme für den Versand der Wahlunter­
lagen, so dass 1.200 Briefe erst einen 
Tag vor dem Wahltermin verschickt 
werden konnten. Bis heute kämpfen 
JAV- und ehemalige Wahlvorstandsmit­
glieder vor dem Arbeitsgericht Celle um 
die Erstattung von Reisekosten. »Als 
JAV-Wahlvorstand habe ich rund 2.500 
Euro für dabei entstandene Reisen vor­
gestreckt«, sagt Betriebsrat Sven Kowal­
czyk. Immerhin konnte die JAV mittler­
weile ihre Arbeit aufnehmen, nachdem 
Netto in einem Gütetermin die Wahl 
anerkannt hat.  � GG

N E T T O
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EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

  LETZTE MELDUNG: In NRW ist 
der Gesamtbetriebsratsvorsitzende 
von OBI, Christian Schillings, in der 
Filiale Düsseldorf-Lierenfeld mit 
großer Mehrheit als BR-Vorsitzender 
wiedergewählt worden. Bei einer 
80-prozentigen Wahlbeteiligung 
erhielt er rund 80 Prozent der Stim­
men.

W ichtiger denn je sind sie, die ge­
werkschaftlich orientierten Be­

triebsräte im Handel, denn die Arbeits­
bedingungen werden nahezu überall in 
der Branche immer härter. Gut, dann 
engagierte Arbeitnehmervertreter/innen 
im Betrieb zu haben, die den Arbeitge­
ber nicht nur an seine Pflichten »erin­
nern«, sondern zur Not auch die Eini­
gungsstelle einschalten, um die Rechte 
der Beschäftigten zu sichern. Noch bis 
Ende Mai finden derzeit die regulären 
Betriebsratswahlen statt.

Umfrage zu Arbeitsbelastung

Um möglichst zielgenau die Anforde­
rungen der Arbeitnehmer/innen an die 
– künftigen – Betriebsräte zu ermitteln 
hat der Fachbereich Handel im ver.di-
Landesbezirk Bayern einen Fragebogen 
zu den bestehenden Belastungen im 
Betrieb erarbeitet. Das kann die fehlende 
Wertschätzung durch Vorgesetzte eben­
so sein wie häufige Mehrarbeit, ein 
schlechtes Arbeitsklima oder auch 
schwere körperliche Tätigkeiten.

Die Auswertung der gemeinsam mit 
der Gesellschaft für Gute Arbeit mbH 
erarbeiteten Fragebögen soll den Arbeit­
nehmervertreter/innen aufzeigen, welche 
Belastungen für die Beschäftigten im 
Handel besonders schwer wiegen. Da­
raus können dann in der kommenden 

Wahlperiode entsprechende Arbeits­
schwerpunkte entwickelt werden, um 
mit der Betriebsratsarbeit auch über den 
Betrieb hinaus zu wirken. »Wenn die 

Betriebsräte zum Beispiel Einfluss neh­
men, dass die Beschäftigten gesund ins 
Alter kommen, dann wirken sie auch 
politisch in die Gesellschaft hinein«, 

erläutert Hubert Thiermeyer, Landesfach­
bereichsleiter Handel in Bayern, eine der 
Möglichkeiten guter Betriebsratsarbeit.

G G

BETRIEBSRÄTE: 
Wichtiger denn je

B I S  E N D E  M A I  W Ä H L E N  D I E  B E S C H Ä F T I G T E N  I H R E  A R B E I T N E H M E R V E R T R E T U N G E N

Dass Arbeitgeber im Handel immer 
wieder auch langjährigen und er­

fahrenen Betriebsräten das Leben 
schwer machen wollen, belegt das Bei­
spiel Globus in Kaiserslautern: Der Ar­
beitgeber hatte dem stellvertretenden 
Betr iebsratsvors it­
zenden wegen Ar­
beitszeitbetrugs frist­
los gekündigt. Er war 
gemeinsam mit der 
Betr iebsratsvors it­
zenden nach dem 
Ende einer Fortbil­
dungsveranstaltung 
nicht an den Arbeits­
platz zurückgekehrt. 
Das Arbeitsgericht 
Kaisers lautern er­
kannte zwar Mitte 
März auch einen Ver­
stoß in dem Verhal­
ten, hielt aber die Kündigung für unan­
gemessen. Eine Abmahnung hätte ge­
reicht. Nach Einschätzung von ver.di 
Handel wird der Arbeitgeber in die 
nächste Instanz gehen.

Auch das Kündigungsbegehren gegen 
die langjährige BR-Vorsitzende Petra 
Kusenberg wegen des »Arbeitszeitbe­
trugs« hatte das Arbeitsgericht zwei 
Wochen zuvor zurückgewiesen. Schon 
2016 hatte der Arbeitgeber versucht, 

die Kollegin wegen 
angebl ichen Ar­
beitszeitbetruges 
loszuwerden; sie 
hätte während der 
Arbeitszeit einge­
kauft, hieß es (siehe 
ver.di Handel 1-17). 
Das Arbeitsgericht 
hatte auch in dem 
Fall gegen das Kün­
digungsbegehren 
entschieden. Jür­
gen Knol l ,  Ge­
schäftsführer im 
ver.di-Bezirk Pfalz, 

wies vorausschauend damals darauf hin, 
dass der Arbeitgeber sicher weiter ver­
suchen werde, Petra Kusenberg irgend­
ein Fehlverhalten nachzuweisen. Damit 
behielt er Recht.� G G

Betriebsräte werden bekämpft
G L O B U S  K A I S E R S L A U T E R N

Probleme im Vorfeld der Betriebsrats­
wahlen sind auch bei der Drogerie­

kette Douglas schon aufgetaucht, aber 
längst nicht überall. In Nürnberg etwa, 
so stellt Gabriele Ziegler, die zuständige 
ver.di-Sekretärin aus dem Bezirk Mittel­
franken fest, lief die Be­
triebsratswahl erstaunlich 
glatt. Die Beschäftigten 
wählten überhaupt zum 
ersten Mal ihre fünfköp­
fige Vertretung. Der Ar­
beitgeber hatte zwar ver­
sucht, Einfluss zu neh­
men, indem eine Füh­
rungskraft mit einer eige­
nen Liste als einziger 
Wahlbewerber antrat. 
»Der Plan war, dass er 
durch das Minderheitengeschlecht auf 
jeden Fall mit ins Gremium sollte«, sagt 
Gabriele Ziegler. »Doch die Berech­
nungen ergaben, dass kein Minderhei­
tengeschlecht zu berücksichtigen war. 
Und er hatte auch nur seine eigene 
Stimme erhalten.«

In München dagegen zeigte sich 
Douglas bei der Vorbereitung der Be­
triebsratswahlen komplett unkooperativ 

und übte Druck auf den Wahlvorstand 
aus. »Einige Male mussten wir mit der 
Anrufung des Arbeitsgerichts drohen«, 
sagt Dominik Datz, der im ver.di-Bezirk 
München für den Handel zuständig ist. 
Allerdings seien die Beschäftigten der 

Münchener Douglas-Fi­
lialen ausgesprochen 
gut vernetzt und sehr 
motiviert, endlich Be­
triebsräte zu wählen. 
»Die Probleme vor al­
lem mit den Arbeitszei­
ten sind wegen des zu 
geringen Personalein­
satzes riesengroß«, weiß 
der ver.di-Sekretär. Ende 
April (nach Redaktions­
schluss) standen hier 

die Betriebsratswahlen an.
Ende 2014 wurde überhaupt der ers­

te Betriebsrat in einer Douglas-Filiale 
gewählt, und zwar in Offenburg. Seitdem 
ist die Zahl der Gremien kontinuierlich 
gewachsen, und Anfang 2017 konsti­
tuierte sich in Hamburg ein Gesamtbe­
triebsrat, der für die rund 10.000 Be­
schäftigten in bundesweit mehr als 400 
Filialen zuständig ist. � G G

Immer mehr Betriebsräte
D R O G E R I E K E T T E  D O U G L A S

WIDERSTAND

Für ver.di haben dann Bernhard Schie­
derig und Silke Zimmer in acht Verhand­
lungsrunden immer wieder deutlich 
gemacht, dass die zur Debatte stehende 
Tarifreform kein Mittel sein darf, um den 
Flächentarifvertrag zu unterlaufen. Spä­
testens seit Februar 2018 war klar, wel­
che Einschnitte real vornehmen will. Der 
Arbeitgeber schlug sieben Tarifgruppen 
mit Entgelten zwischen 1.630 und 3.300 
Euro vor – eine Absenkung um bis zu 
40 Prozent. Für die »Bestandsbeschäf­
tigten« sollte es eine Besitzstandszulage 
geben, wobei sich die Sonderzahlungen 
allerdings nach dem neuen, geringeren 
Tarifniveau richten würden. Argumentiert 
wird mit einem angeblichen Wettbe­
werbsnachteil bei den Personalkosten, 
obwohl die unmittelbaren Konkurrenten 
– z. B. Kaufland, Lidl, Aldi und die von 
Rewe selbst betriebenen Märkte – tarif­
gebunden sind. 

Nein zu Dumping-Tarifen

Noch kurz vor dem Platzen der Verhand­
lungen hatte ver.di angeboten, den Zu­
kunftstarifvertrag zu verlängern. Doch 
das reichte Metro und real nicht, da sie 
eine dauerhafte Absenkung für alle wol­
len. Das klare Nein der ver.di-Tarifkom­
mission zu Dumping-Tarifen nahm 
Metro-Konzernchef Olaf Koch schließ­
lich zum Anlass, einen anderen Weg 
einzuschlagen: Der Zukunftstarifvertrag 
wird zum 31. Mai gekündigt und real 
wird künftig im Metro-eigenen Arbeit­
geberverband AHD vertreten sein, nach 
kurzer Übergangsfrist nicht mehr im 
Handelsverband HDE. Tarifverträge sollen 
mit dem Verein DHV abgeschlossen wer­
den, eine für Gefälligkeitstarifverträge 
kritisierte Pseudo-Gewerkschaft. ver.di 
bleibt dabei: Menschenwürdige und 
existenzsichernde Entlohnung muss 
überall im Handel zum Maßstab werden. 
Stefanie Nutzenberger: »Alles andere 
schadet nicht nur den Beschäftigten, 
sondern den Unternehmen selbst.«
 � A N D R E A S  H A M A N N

Fortsetzung von Seite 1
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GROSS- UND 
AUSSENHANDEL

KURZ & KNAPP
  EIN SUPER-ABSCHLUSS BEI 
AGRAVIS: Der ver.di-Tarifkommissi­
on ist Anfang April ein hervorra­
gender Abschluss für die ver.di-Mit­
glieder in den Misch- und Kraftfut­
terwerken der Agravis gelungen. Ab 
1. Mai bekommen alle Beschäftigten 
und Auszubildenden 2,8 Prozent 
mehr. Das liegt deutlich über den 
Abschlüssen anderer Branchen.  
»Die hohe Bereitschaft durch Mehr­
arbeit und Sonderschichten zum er­
neut hervorragenden Ergebnis in 
den Kraft- und Mischfutterwerken 
beizutragen, wird somit auch vom 
Unternehmen anerkannt«, heißt es 
in einer ver.di-Tarifinformation. 

Dem Groß- und Außenhandel (GAH) 
insgesamt geht es sehr gut – das 

belegen einmal mehr die von Bert Warich 
vom Wabe-Institut zusammengestellten 
und ausgewerteten aktuellen statisti­
schen Daten aus diesem Bereich. Er 
präsentierte sie in diesem Jahr erstmals 
Mitte Januar Konzern- und Gesamtbe­
triebsräten sowie Betriebsräten aus den 
Betrieben Metro C&C, Metro Logistics, 
Edeka Nordbayern, Thyssen Krupp Ma­
terials, Klöckner Stahlhandel und Sana­
corp bei einer Tagung von ver.di-GAH 
in Berlin.

Satte Gewinnentwicklung

Umsätze und Gewinne in der Mehrzahl 
der GAH-Betriebe entwickeln sich seit 
Jahren stetig nach oben. Dabei ragte 
2017 bei den Umsätzen besonders he­
raus, so Bert Warich. »Im Jahr 2017 
partizipierte der deutsche Großhandel 
von einer außergewöhnlichen Entwick­
lung der Binnen- als auch der Weltkon­
junktur, was zu einem deutlichen Anstieg 
des Umsatzes führte.« Auf die Gewinne 
wird sich das noch auswirken; bisher 
reichen die Gewinnberechnungen aller­
dings erst bis 2015. In dem Jahr wurden 
neue Rekordwerte erreicht mit brutto 
30,6 Milliarden Euro Gewinn und netto 
23,9 Milliarden Euro. Jede/r Beschäftigte 
erwirtschaftete demnach 1.603 Euro 
dieses Gewinns. 2014 hatte der Wert 
noch bei 1.491 Euro gelegen. Der stolze 
Betrag versteht sich als Leistung zusätz­
lich zum eigenen Entgelt!

Dazu Bert Warich in seinem Bericht: 
»Für die Beschäftigten in den Großhan­
delsunternehmen ist eine weitere deut­
liche Steigerung der Einkommen kein 
Geschenk, sondern unter dem Aspekt 
der Verteilungsgerechtigkeit ist es legi­

Bei der Tagung der GAH-Betriebsräte im 
Januar wurde entsprechend auch die 
Frage der Mitgliedergewinnung in den 
Betrieben diskutiert. Die Anwesenden 
verabredeten, in den neugewählten Ge­
samtbetriebsräten Initiativen zur Mitglie­
derentwicklung zu starten.

G U D R U N  G I E S E

B R A N C H E N B E R I C H T  F Ü R  2 0 1 7  M I T  K R Ä F T I G E M  P L U S  I M  G R O S S -  U N D  A U S S E N H A N D E L

Schlüsselrolle  
für Edeka
Eine Schlüsselrolle in den Expansions-
plänen des niederländischen Online-
händlers Picnic, der ab Mitte April von 
Neuss aus den deutschen E-Food-Markt 
erobern will, spielt Edeka Rhein-Ruhr. 
Das berichtet die »Lebensmittel-Zeitung«. 
Edeka sei nicht nur Hauptlieferant und 
Großhändler, sondern über ein Gemein-
schaftsunternehmen zu 20 Prozent direkt 
an diesen Aktivitäten beteiligt. In den 
Niederlanden hat Picnic einen Jahresum-
satz von rund 100 Mio. Euro. Für Rewe.
de, Amazon Fresh, aber auch den Edeka-
eigenen Lieferdienst Bringmeister ent-
steht damit eine ernstzunehmende Kon-
kurrenz. Picnic verzichtet z.B. auf einen 
Lieferaufpreis und will nach eigener 
Darstellung den Lebensmittel-Handel re-
volutionieren. Zum Einsatz kommen 
sehr kleine, wendige Fahrzeuge. 

BR-Wahl mit sehr gutem Ausgang

Beispiel Unzufriedenheit mit den Ein­
gruppierungen nach dem neuen Ent­
geltrahmen, weil das für einige Kolle­

E inen sehr guten Ausgang nahm die 
Betriebsratswahl bei Metro C&C in 

Nürnberg-Buch, obwohl die Vorzeichen 
zunächst alles andere als günstig waren. 
So hatten sich für die diesjährige Ent­
scheidung, die erstmals in Form einer 
Listenwahl abgehalten wurde, auffällig 
viele Leitungskräfte und andere bekannt 
arbeitgebernahe Beschäftigte zusam­
men auf einer Liste eingefunden. Doch 
am Ende siegten die ver.di-Vertreter/
innen auf ganzer Linie.

»Wir haben angeregt, zwei ver.di-Lis­
ten aufzustellen, weil wir so die starken 
und erfahrenen Leute auf beide vertei­
len konnten«, berichtet Rita Wittmann 
vom ver.di-Bezirk Mittelfranken. »Das 
führte zwar zu einigen Diskussionen. Am 
Ende war diese Strategie aber erfolg­
reich!« Acht von neun Sitzen im neuen 
Betriebsrat haben nun Vertreter/innen 
der ver.di-Listen inne. Selbstverständlich 
war das keineswegs, weiß Rita Wittmann. 
»Es gibt einige Konflikte im Betrieb, zum 

gebers, mit der ihm genehmen Liste 
Einfluss auf die BR-Wahl zu nehmen.

Am Ende habe sich erwiesen, wie 
wichtig die strategisch-politische Beglei­
tung der Wahl durch ver.di gewesen sei, 
so die Gewerkschafterin. Die anfängli­
chen Ruckeleien bei der Konstituierung 
des neuen Betriebsrates würden sich 
schnell legen. Rita Wittmann: »Ich bin 
mir sicher, dass der neue, zu ver.di loyal 
stehende BR-Vorsitzende Peter Gräber 
die gute Arbeit seiner Vorgängerin An­
nemarie Schmickl fortsetzen wird.«

Europäischer Betriebsrat  
neu konstituiert

Durch die Aufspaltung des Metro-Kon­
zerns wurde die Neukonstituierung des 
Europäischen Betriebsrates (EBR) nötig. 
Das geschah Ende Februar. Neuer EBR-
Vorsitzender der Metro AG ist Xaver 
Schiller aus München, GBR-Vorsitzender 
bei Metro C&C. Er ist außerdem ebenso 

ginnen und Kollegen mit Verschlechte­
rungen einherging.« Außerdem ärgerten 
sich viele über den Versuch des Arbeit­

M E T R O  C & C  I N  N Ü R N B E R G - B U C H :

Gewinn je Mitarbeiter/in im Groß- und Außenhandel� GRAFIK: WABE INSTITUT

tim, dass ein größerer Teil von dem, was 
monatlich an Gewinnen erwirtschaftet 
wird, auch auf dem Lohnzettel Berück­
sichtigung findet.« In diesem Jahr stei­
gen die Löhne und Gehälter der GAH-Be­
schäftigten um 2 Prozent – Ergebnis der 
Tarifverhandlungen, die ver.di im ver­
gangenen Jahr erfolgreich geführt hat. 

Auch die Auszubildenden erhalten ein 
entsprechendes Plus auf ihre Vergütun­
gen. »Viele Mitglieder stärken ver.di, so 
dass die Gewerkschaft entsprechend viel 
etwa in Tarifverhandlungen herausholen 
kann«, sagt Manfred Wirsch, Leiter der 
ver.di-Bundesfachgruppe Groß- und 
Außenhandel.

Erfolgreich 
verhandelt

Seit längerem kriselte es beim Büro­
großhändler Adveo in der Nähe von 

Nürnberg. Insofern war die 56-köpfige 
Belegschaft nicht überrascht über die 
Schließungsankündigung zum 20. April. 
Wirklich überraschend war nun aller­
dings, wieviel ver.di in den Verhand­
lungen über einen Interessenausgleich 
und Sozialplan für die Beschäftigten 
herausholen konnte. Das war alles an­
dere als selbstverständlich.

»Als im vergangenen Herbst ein neu­
er Betriebsrat am Standort gewählt wur­
de, da war ver.di nur mäßig in der Be­
legschaft vertreten«, berichtet Rita 
Wittmann, ver.di-Sekretärin für den 
Handel im Bezirk Mittelfranken. Und so 
wurde ein Fünfer-Gremium ganz ohne 
ver.di-Mitglieder gewählt. »Als dann aber 
bald darauf der Arbeitgeber die wirt­
schaftliche Krise verkündete und das 

drohende Aus für den Standort, da nahm 
der Betriebsrat schnell Kontakt zu uns 
auf.« Dank der gewerkschaftlichen Be­
treuung verliefen die Verhandlungen 
über den Interessenausgleich und Sozi­
alplan erfolgreich für die Beschäftigten, 
die nun sehr gute Abfindungen erhalten 
werden. Immerhin organisierten sich 
zwischenzeitlich auch viele Kolleg/innen 
in der Gewerkschaft, so dass kurz vor 
Schließung des Standortes der Organi­
sierungsgrad über 80 Prozent betrug.

»Bis Ende März wurden die Kündi­
gungen ausgesprochen. Etliche der Be­
schäftigten haben allerdings sechsmo­
natige Kündigungsfristen, so dass sie 
zum Teil bis zum Herbst noch Gehalt 
von Adveo beziehen werden«, sagt Ri­
ta Wittmann. Da die jetzige Schließung 
nicht wirklich überraschend kam – Ad­
veo hatte schon vor zwei Jahren gekri­
selt – hatten sich viele der Kolleginnen 
und Kollegen bereits um einen neuen 
Job gekümmert. Einvernehmliche Devi­
se sei deshalb auch gewesen, nicht um 
die Arbeitsplätze bei Adveo zu kämpfen, 
sondern um möglichst gute Abfindungen. 
Diese Strategie ging auf.� GG

A D V E O  N Ü R N B E R G

Der Metro-Markt in Nürnberg-Buch� FOTO: STEFFEN SETZER

wie Manuela Wetzko von der Metro 
Leipzig Mitglied im siebenköpfigen Len­
kungsausschuss des EBR. Gewerkschaft­
lich vertreten wird das Gremium durch 
Uni Europa sowie den Leiter der ver.di- 
Bundesfachgruppe Groß- und Außen­
handel, Manfred Wirsch.� G G

GAH im Aufwind
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unsere Kräfte gegen die neuen Angriffe 
auf den arbeitsfreien Sonntag mobili­
sieren.«

Scharf kritisierte sie die Warenhausun­
ternehmen Kaufhof und Karstadt, die 
seit vorigem Jahr auf Arbeitgeberseite 
mit einer Initiative »Selbstbestimmter 
Sonntag« den Generalangriff auf den 
grundgesetzlich garantierten Sonntags­
schutz eingeläutet haben: »Das ist eine 
Initative gegen Familien und für schlech­
te Arbeit.« 

Dieser Initiative gehe 
es »um alle 52 Sonntage 
im Jahr«, warnte seit dem 
Sommer 2017 die Mün­
chener Sonntagsallianz 
in einer Online-Petition 
»Der Sonntag muss blei­
ben!« an die Geschäfts­
führungen von Karstadt und Galeria 
Kaufhof. Bis Mitte Dezember wurden 
über 62.000 Unterschriften gesammelt. 

»Es ist viel los bei uns in der Sonntags­
allianz«, bilanzierte Erwin Hellmer von 
der Katholischen Betriebsseelsorge. »In­
zwischen gibt es bereits in 11 Bundes­
ländern sowie in über 100 Städten oder 
Kommunen Allianzen.« Hannes Kreller 
von der Katholischen Arbeitnehmer-Be­
wegung (KAB) informierte über die Akti­
vitäten der European Sunday Alliance. 

Die 7. Zeitkonferenz stand unter dem 
Motto »Freie Zeit für freie Bürger – ar­
beitsfreier Sonntag und Gemeinwohl«. 
Es war sehr bewusst gewählt, denn die 
Befürworter einer »Liberalisierung« der 
Öffnungszeiten missbrauchen seit einiger 
Zeit die Begriffe »Gemeinwohl« bzw. 

zentraler Versorgungsbereiche und die 
Stärkung des stationären gegenüber dem 
Online-Handel genannt. 

Widerspruch zum NRW-Gesetz

Bereits im Vorfeld hatte es dazu gewich­
tige Gegenpositionen gegeben. Das schei­
ne »nicht auf den Schutz eines gewich­
tigen öffentlichen Interesses hinaus­
zulaufen«, sagte der frühere Präsident 
des Bundesverfassungsgerichtes, Prof. 
Hans-Jürgen Papier, bei einer Veranstal­
tung der Münchener Sonntagsallianz. 
In Wirklichkeit gehe es hier wohl um das 
gewöhnliche Shopping-Interesse und 
das allgemeine Umsatz- und Erwerbsinte­
resse des Handels. Mit diesen Argumen­
ten könnte jedoch »die Ladenöffnung 
an allen Sonntagen propagiert werden«. 

Schon jetzt sind Klagen gegen die 
neuen gesetzlichen Bestimmungen ab­
sehbar, da die Kommunen einen sehr 
großen Spielraum erhalten. 

Bei einer Diskussion mit Bundestags­
abgeordneten gab es bei der 7. Zeitkon­
ferenz viel Übereinstimmung. Marcus 
Weinberger, familienpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion, bezeichnete sich 
selbst als Verfechter der Sonntagsruhe 
und wurde deutlich: »Kaufhof und 
Karstadt vertreten viele Interessen, aber 
nicht das Gemeinwohl.« Der Gesetzge­
ber sollte schärfere Rahmenbedingungen 
gegen die »Explosion« bei der Sonntags­
arbeit setzen, meinte Pascal Meiser (Die 
Linke). Eine Petition an den Bundestag 
schlug Beate Müller-Gemmeke von Bünd­
nis 90/Die Grünen vor. Kerstin Tack (SPD) 

In der Auseinandersetzung um den 
arbeitsfreien Sonntag hat sich die »Al­

lianz für den freien Sonntag« auf ihrer 
7. Zeitkonferenz in Berlin Anfang März 
erneut als sehr kompetente Kraft ge­
zeigt. Eine wichtige Nachricht, die von 
dem Treffen ausging: Das kirchlich-ge­
werkschaftliche Bündnis wird eine weite­
re Aushöhlung des Sonntagsschutzes wie 
in Nordrhein-Westfalen, wo eine Land­
tagsmehrheit aus CDU, FDP und AfD 
zwei Wochen später die Verdopplung 
der Sonntagsöffnungen beschloss, mit 
allen zur Verfügung stehenden Mitteln 
bekämpfen. 

Bei Vorträgen und in Diskussionen wur­
de überzeugend dargelegt, dass die Ar­
gumente für den Sonntagsschutz – im 
Handel und darüber hinaus – auf Seiten 
des Bündnisses aus ver.di und kirchlichen 
Arbeitnehmer*innen-Organisationen lie­
gen. Dies hat sich auch in vielen Gerichts­
entscheidungen gezeigt, bei denen in 
den vergangenen zwei Jahren Ausnahme­
regelungen auf kommunaler Ebene ge­
kippt wurden. 

Erfolgsgeschichte geht weiter

Zur Erfolgsgeschichte der regionalen 
Allianzen – in diesem Fall der hessischen 
– gehört es auch, in Frankfurt am Main 
stadtweite Sonntagsöffnungen, die mit 
der Buchmesse, einem Museumsfest oder 
der Internationalen Automobil-Ausstel­
lung (IAA) begründet worden waren, ju­
ristisch verhindert zu haben. Ebenfalls in 
Hessen hob ein Gericht die »Bedarfsge­
werbeverordnung« auf, die umfangrei­
che Ausnahmen vom Verbot der Sonn­
tagsarbeit möglich gemacht hatte. 

»Wir waren als Allianz in den letzten 
Jahren beim Sonntagsschutz ausgespro­
chen erfolgreich, haben auch Politiker von 
unserer Sache überzeugt«, sagte ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nut­
zenberger zu Konferenzbeginn. »Und wir 
werden in der Sonntagsallianz jetzt alle 

»öffentliches Interesse«. Sie berufen sich 
auf ein Gutachten des Düsseldorfer Ju­
risten Prof. Johannes Dietlein das dieser 
im Auftrag der Industrie- und Handels­
kammer (IHK) verfasst hat. Doch diese 
Gefälligkeitsexpertise lässt sich plausibel 
widerlegen.

Rechtsanwalt Friedrich Kühn, der für 
die Sonntagsallianzen die wegweisenden 
Urteile der höchsten deutschen Gerich­
te erstritten hat, brachte es bei der Zeit­

konferenz auf den 
Punkt: »Sonntags­
schutz ist laut Bundes­
verfassungsgericht 
Gemeinwohlinteres­
se«. Dr. Ralf Stroh vom 
Kirchlichen Dienst in 
der Arbeitswelt beton­
te die Wichtigkeit re­

gelmäßiger gemeinsamer Freizeit auch 
für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

Die Zauberformel vom öffentlichen 
Interesse haben jetzt auch die politisch 
Verantwortlichen in Nordrhein-Westfa­
len genutzt. Auf Betreiben der dort re­
gierenden CDU und FDP hat die Land­
tagsmehrheit – plus der AfD-Stimmen 
– noch im März das sogenannte Entfes­
selungspaket I verabschiedet. 

Es verdoppelt die mögliche Zahl der 
Ladenöffnungen auf maximal acht Sonn- 
und Feiertage. Dabei sind auf dem Ge­
biet einer kompletten Stadt sogar bis zu 
16 verkaufsoffene Sonntage möglich 
– z.B. acht in der City und acht in einem 
der Stadtteile. Als Gründe für Ausnah­
megenehmigungen werden u.a. eine 
Belebung der Innenstädte, der Erhalt 

Aktive der Allianz für den freien Sonntag bei der 7. Zeit-
konferenz, ein aktuelles Bild mit historischen Bezügen: 
Einen staatlichen Sonntagsschutz ließ an einem 3. März 
zum allerersten Mal in Rom der damalige Kaiser Kon-
stantin verkünden. � FOTO: CH.V. POLENTZ/TRANSIT-FOTO

Protest der Sonntagsallianz in München gegen den An-
griff auf den Sonntagsschutz durch die Warenhauskon-
zerne� FOTO: HUBERT THIERMEYER

In Düsseldorf demonstrierten am 1. März Mitglieder 
der Sonntagsallianz in NRW zum Landtag. Dort über-
reichten sie eine Protesterklärung gegen die Verdopp-
lung der Sonntagsöffnungen im neu gefassten Laden-
öffnungsgesetz � FOTO: DIETRICH HACKENBERG
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Stadtrat widerruft 
Sonntagserlaubnis

Erfolg für die Sonntagsallianz in 
Aschaffenburg: Der dortige Stadtrat 

kam in seiner Sitzung vom 5. März ihrer 
Forderung nach, die bestehenden Dau­
ergenehmigungen zu verkaufsoffenen 
Sonntagen auf­ zuheben. Es ging dabei 
um den letzten 
Sonn tag  im 
April mit einem 
»Hamburger 
F i schmarkt« 
und um den 
dritten Sonn­
tag im Oktober, für 
den eine Automesse »Mobilia« der An­
lass für Geschäftsöffnungen und Sonn­
tagsarbeit sein sollte. 

Die Allianzpartner ver.di, Katholische 
Betriebsseelsorge, DGB und Katholische 
Arbeitnehmer-Bewegung verwiesen u.a. 
auf die von den höchsten deutschen 
Gerichten präzisierte Rechtslage, wonach 
feststehen muss, dass die Besucher*in­
nen an den Sonntagen z. B. vor allem 
wegen einer Messe oder eines Marktes 
kommen und nicht das Shopping der 
eigentliche Anlass ist.

A S C H A F F E N B U R G

Ob Werkverträge, Leiharbeiter/innen, 
Propagandistinnen, Ausgliederung 

in Tochterunternehmen oder Konzessi­
onäre – immer wenn Arbeit an Dritte 
ausgelagert wird, stehen die Interessen­
vertretungen vor großen Herausforde­
rungen. Wenn zusätzlich die Zusammen­
setzung der Belegschaft durch den 
Ausbau der geringfügigen wie der so­
zialversicherungspflichtigen Teilzeitbe­
schäftigung verändert wird und Schicht­
systeme eingeführt werden, dann über­
lagern sich Entwicklungen, die Interes­
senvertretung erheblich erschweren. Es 
ist das Verdienst der Studie ‚Modularer 
Einzelhandel und industrielle Bezie­
hungen – Ergebnisse einer qualitativen 
Längsschnittstudie‘ von Carsten Wirth 
die Konsequenzen für Beschäftigte, Be­
triebsräte und Gewerkschaften über 
einen Zeitraum von 21 (!) Jahren zu 
analysieren. Er zeigt, dass der fortwäh­
rende Personalabbau in Verbindung mit 
den veränderten Ladenöffnungszeiten 
und der Durchsetzung von Schichtsyste­
men die Kommunikation im Betrieb 

erschweren, die Teilnahme an Betriebs­
versammlungen reduzieren und die Be­
triebsgruppenarbeit stark erschweren. 
Das Outsourcing zerlegt den »Betrieb« 
(wie er dem BetrVG zugrunde liegt) und 
reduziert Freistellungen der 
Betriebsräte und deren Mitbe­
stimmungsmöglichkeiten. Ne­
ben tar i f losen Bereichen 
kommt es zur Anwendung von 
bis zu zwölf Tarifverträgen un­
terschiedlicher DGB-Gewerk­
schaften in der räumlichen 
Einheit einer Verkaufsstelle. 

Gegen Outsourcing wehrten 
sich die Interessenvertretungen 
massiv. Sie konnten informelle Regelun­
gen durchsetzen, Maßnahmen verzögern, 
aber nur ganz selten Outsourcing ab­
wehren. So ist es keine Überraschung, 
dass die Tarifbindung und die Vertretung 
der Beschäftigten durch Betriebsräte 
zurückgehen. Carsten Wirth regt deshalb 
an, dass die Betriebsräte und ver.di eine 
stärker netzwerkbezogene Interessen­
vertretungsarbeit praktizieren, indem sie 

D ie Erfinder der Ladenschlussnovelle 
in NRW sehen sich auf der sicheren 

Seite. Doch daran gibt es erhebliche 
Zweifel. Rechtsanwalt Dr. Friedrich Kühn 
hat diese für die Sonntagsallianz begrün­
det. Hier in knapper Form einige seiner 
Gegenargumente zu dem behaupteten 
»öffentlichen Interesse« an Sonntags­
öffnungen. 
Sicherung zentraler  
Versorgungsbereiche:
•	 Die Versorgung ist durch die werktäg­
lichen Öffnungszeiten und die bestehen­
den Ausnahmen an Sonntagen schon 
jetzt hinreichend sicher. Auch der On­
line-Handel trägt dazu bei. Weitere Aus­
nahmen sind nicht erforderlich. 
Verhinderung der Innenstadt-
Verödung:
•	 Das ist kein hinreichender Sachgrund. 
Eine Belebung ist nicht davon abhängig 
zu machen, dass einer Gruppe von Wett­
bewerbern ein Wettbewerbsvorteil zu 
Lasten anderer gewährt wird. 

•	 Sonntagsöffnungen sind nicht geeig­
net, die Fehlentwicklungen hinsichtlich 
der Innenstädte auszugleichen. 
Schutz des stationären Handels  
vor Online-Konkurrenz:
•	 Das ist kein Gemeinwohlbelang oder 
öffentliches Interesse, sondern dient 
auschließlich einzelnen wirtschaftlichen 
Interessen, welche eine Sonntagsöff­
nung grundsätzlich nicht rechtfertigen 
können.
•	 Im Online-Handel, der den Regeln des 
Arbeitszeitgesetzes unterliegt, sind 
Sonn- und Feiertagsarbeit ausgeschlossen. 
Hier käme es bei stationären Öffnungen 
zu einer Wettbewerbsverzerrung. 

www.sonntagsallianz-hessen.de

Interessen stärker in Netzwerken vertretenEntzauberte 
Zauberformel 

M O D U L A R I S I E R T E  B E T R I E B E  U N D  G E S P A LT E N E  B E L E G S C H A F T E N

Rechtsanwalt Friedrich Kühn
 � FOTO: POLENTZ/TRANSIT-FOTO

Sonntags frei – das ist 
öffentliches Interesse

insbesondere Tarifverträge (§ 3 BetrVG) 
für die Re-Regulierung von Arbeit in den 
durch Outsourcing entstehenden Unter­
nehmungsnetzwerken nutzen und neue 
Arbeitskampfformen entwickeln. Die 

Öffentlichkeit könne im Zuge 
unternehmenskritischer Kam­
pagnen (»naming and sha­
ming«) eingebunden werden.

Die Studie von Wirth ist 
besonders lesenswert, weil 
sie nicht nur die Arbeitsbe­
dingungen und die Hand­
lungsweisen von Interessen­
vertretungen analysiert, 
sondern auch neue Ideen für 

die Diskussion unterbreitet, wie die In­
teressenvertretungen auf betrieblicher 
Ebene wieder in die Offensive kommen 
können.
Carsten Wirth »Modularer Einzelhandel 
und industrielle Beziehungen – Ergeb-
nisse einer qualitativen Längsschnittun-
tersuchung«, 2016, Westfäl isches 
Dampfboot, Münster, 29,90 Euro, ISBN: 
978-3-89691-848-2.

sprach sich dringend für präzisere, auch 
auf Bundesebene abgestimmte Regelun­
gen für Ausnahmen vom generellen 
Verbot der Sonntagsarbeit aus, wie es 
im Arbeitszeitgesetz festgeschrieben ist. 

Bernhard Schiederig (ver.di und Hes­
sische Sonntagsallianz) forderte die Ab­
geordneten auf, in ihren Parteien Druck 
für den Sonntagsschutz zu machen und 
vor allem auch auf ihre Bürgermeister 
in den Kommunen Einfluss zu nehmen. 

A N D R E A S  H A M A N N

A R G U M E N T E  Z U M  » Ö F F E N T L I C H E N  I N T E R E S S E «
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